
Kurzbericht 

Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 

(21. - öffentliche - Sitzung am 29. November 2023) 

Tagesordnung: 

1. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Vierzehnten Buchs Sozialgesetzbuch 

in Niedersachsen 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 19/2232 

 

Der Ausschuss führt die Mitberatung durch. Gegenüber 

dem - federführenden - Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 

Gleichstellung votiert er dafür, dem Landtag die Annahme des Gesetzentwurfes in 

der Fassung der Vorlage 8 zu empfehlen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, AfD 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

  

2. a) Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans für das 

Haushaltsjahr 2024 (Haushaltsgesetz 2024 - HG 2024 -) 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/1900 neu 

 

dazu: Eingaben 00434/01/19 und 00484/01/19 

 

 b) Mittelfristige Planung des Landes Niedersachsen 2023 bis 2027 

Unterrichtung durch die Landesregierung - Drs. 19/2191 

 

 Der Ausschuss schließt die Mitberatung zu Einzelplan 11 ab. Er behandelt die beiden 

Eingaben und empfiehlt, diese mit der Einbeziehung in die Beratung des Einzelplans 11 

für erledigt zu erklären. Ferner schließt er die allgemeine Mitberatung über den 

Entwurf eines Haushaltsgesetzes, über den Haushaltsplanentwurf und über die 

Mittelfristige Planung ohne Votum ab. 

  
  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/02001-02500/19-02232.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01501-02000/19-01900.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/02001-02500/19-02191.pdf


 2

3. Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2024 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 19/2229 

 

Der Ausschuss schließt die Mitberatung ab. Gegenüber 

dem - federführenden - Ausschuss für Haushalt und Finanzen votiert er dafür, dem 

Landtag die Annahme des Gesetzentwurfes in der Fassung der Vorlage 12 zu 

empfehlen. 

 

Zustimmung:  SPD, GRÜNE 

Ablehnung:  CDU, AfD 

Enthaltung:  - 

  

4. Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Klimaschutzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 19/1598 

 

Der - mitberatende - Ausschuss lehnt den Antrag eines Mitgliedes der CDU-

Fraktion, den Gesetzentwurf von der Tagesordnung abzusetzen, mit den Stimmen 

der Fraktionen der SPD und der Grünen gegen die Stimmen der 

Ausschussmitglieder der Fraktionen der CDU und der AfD ab. 

 

Der Ausschuss schließt den ersten Durchgang der Mitberatung ab. Für die Sitzung 

am 6. Dezember 2023 nimmt er in Aussicht, einen zweiten 

Mitberatungsdurchgang durchzuführen und sein Votum abzugeben. 

  

5. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU - Drs. 19/1225 

 

Der Ausschuss führt die Mitberatung durch und schließt sich der Beschlussempfehlung 

des - federführenden - Ausschusses für Inneres und Sport an, den Gesetzentwurf in 

geänderter Fassung anzunehmen. 

 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, AfD 

Ablehnung:  - 

Enthaltung:  - 

  
  

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/02001-02500/19-02229.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01501-02000/19-01598.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_02500/01001-01500/19-01225.pdf
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6. Verfassungsgerichtliches Verfahren: 

Organstreitverfahren 

 

des Mitglieds des Landtages Ulf Thiele, 

Hannah-Arendt-Platz 1, 30159 Hannover 

 

Verfahrensbevollmächtigter: 

Rechtsanwalt Jens Nacke MdL, Hannah-Arendt-Platz 1, 30159 Hannover 

 

- Antragsteller -  

 

gegen 

 

die Niedersächsische Landesregierung 

vertreten durch den Ministerpräsident Stephan Weil, 

Niedersächsische Staatskanzlei, Planckstraße 2, 30169 Hannover 

 

- Antragsgegner -  

 

wegen Verletzung des Frage- und Informationsrechts eines Abgeordneten 

- StGH 13/23 - 

 

Der Ausschuss empfiehlt dem Landtag, von einer Äußerung gegenüber dem 

Staatsgerichtshof abzusehen. 

  

7. Jüdisches Leben in Niedersachsen schützen - Antisemitismus konsequent vorbeugen 

und bekämpfen! 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/2713 

dazu: Änderungsantrag der Fraktion der SPD, der Fraktion der CDU und der Fraktion 

 Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/2798 

 

Der - federführende - Ausschuss beschließt einstimmig, zu dem Antrag eine mündliche 

Anhörung durchzuführen, und zwar möglichst im Januar, sonst im Februar 2024. Er 

bittet die Fraktionen, die Anzuhörenden gegenüber der Landtagsverwaltung zu 

benennen. 

 
 

https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_05000/02501-03000/19-02713.pdf
https://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_19_05000/02501-03000/19-02798.pdf

